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Die Repräsentation und Mitwirkung der Gliedstaaten gilt als eine der
Funktionen zweiter Gesetzgebungskammern im Bundesstaat. In der Schweiz
erfüllt der Ständerat diese Funktion nicht (mehr). Gleiches gilt für die
zweiten Kammern in vielen anderen Föderalstaaten. An die Stelle des
Ständerates ist jedoch eine andere Institution getreten: die
Regierungskonferenz. Die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) insbesondere
hat sich als überaus erfolgreiche Vertreterin kantonaler Interessen auf
Bundesebene erwiesen. Der Bikameralismus ist – zumindest mit Blick auf seine
fod̈erale Mitwirkungsrolle – ersetzbar.
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TERRITORIALE MITBESTIMMUNG IM FÖDERALISMUS

Die Mitwirkung der Gliedstaaten an der Bundesgesetzgebung ist ein
wesentliches Merkmal des Föderalismus - neben ihrer Autonomie (Elazar 1987).
Die Mitbestimmung auf Bundesebene kompensiert den Souveranitätsverlust, der
mit dem Zusammenschluss zum Bundesstaat einhergeht. Sie ist auch wichtig,
weil viele Bundesgesetze Auswirkungen auf die Gliedstaaten haben oder, wie im
schweizer Vollzugsföderalismus, sogar von diesen umgesetzt werden.

Eine zweite Parlamentskammer gilt als die institutionelle Lösung, um die
gliedstaatliche Mitwirkung auf Bundesebene zu ermöglichen und zu
gewährleisten (Russell 2001, Swenden 2004). In vielen Föderalstaaten wurde
angesichts der mangelnden Berücksichtigung territorialer Interessen in der
Zusammensetzung der ersten Kammer eine zweite Kammer eingerichtet. Zweite
Kammern, so die Theorie, ermöglichen territoriale Mitbestimmung, indem sie

gliedstaatliche Anliegen bündeln,
als Vetospieler und Gegengewicht zur ersten Kammer fungieren,
dem Schutz kleinerer Gliedstaaten dienen,
die Koordination zwischen Bund und Gliedstaaten sicherstellen,
an der Bestimmung von Vertreterinnen und Vertretern in Kommissionen und
der Wahl von Amtsträgerinnen und Amtsträgern mitwirken und
den Austausch und die Abstimmung territorialer Interessen sicherstellen.

Die Literatur über zweite Kammern nennt zwei Voraussetzungen betreffend ihrer
Zusammensetzung und Mitwirkungsrechte, die für eine effektive Mitbestimmung
erfüllt sein müssen (Swenden 2004). Zum einen muss eine zweite Kammer so
zusammengesetzt sein, dass sie auch tatsächlich die gliedstaatlichen
Regierungen oder Parlamente vertritt. Zum anderen muss sie über effektive
Vetorechte verfügen, die nicht nur aufschiebende Wirkung haben und zudem
möglichst alle Gesetzgebungsprozesse auf Bundesebene betreffen.

Tatsächlich erfüllen aber die meisten zweiten Kammern diese Kriterien
hinsichtlich Zusammensetzung und Mitwirkungsrechte nicht oder nicht mehr
(Russell 2001). In vielen zweiten Kammern dominieren Parteiinteressen
und/oder fehlen Mitwirkungsrechte. Der Ständerat ist hier keine Ausnahme, vor
allem was die Dominanz der Parteiinteressen betrifft (Vatter 2018).

DIE FÖDERALE ROLLE DER KONFERENZ DER KANTONSREGIERUNGEN

Die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) hingegen erfüllt beide Kriterien
für eine effektive Mitbestimmung und ermöglicht so die kantonale Mitwirkung
auf Bundesebene.[1] Unterstützt wird sie dabei von den Direktorenkonferenzen.

Zusammensetzung: Waḧrend Stan̈deraẗinnen und Stan̈deraẗe nicht direkt die
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kantonalen Regierungen vertreten und häufig parteipolitisch abstimmen, setzt
sich die Konferenz der Kantonsregierungen, wie ihr Name verraẗ, aus diesen
zusammen. Parteipolitik ist daher deutlich weniger dominant als im Stan̈derat
und in den zweiten Kammern anderer Bundesstaaten. Die Zusammensetzung der KdK
spiegelt vielmehr stärker die territorialen Interessen der Kantone wider.
Dieser Effekt wird durch das Konkordanzprinzip verstärkt und auch dadurch,
dass je nach Traktandenliste Regierungsmitglieder unterschiedlicher
politischer Couleur teilnehmen und abstimmen.

Mitwirkungsrechte: Die KdK ist kein Verfassungsorgan und verfügt nicht über
die formellen Vetorechte des Ständerats. Allerdings ist es de facto schwer,
Gesetze gegen den Willen der Kantone und eine offizielle Position der KdK zu
erlassen. Hier sind Artikel 45 Abs. 1 und 2 der schweizerischen
Bundesverfassung (BV) relevant. Diese verpflichten den Bund, die Kantone
einzubeziehen und rechtzeitig über Bundesgeschäfte zu informieren. Die KdK
hat sich zu derjenigen Institution entwickelt, ub̈er welche Art. 45 BV
umgesetzt wird. Grundsaẗzlich ist es eine Entscheidung der Kantone – und
somit der KdK selbst – , welche Bundesgeschäfte sie mitgestalten moc̈hte.

Die KdK erfüllt aber nicht nur die formellen Voraussetzungen, sondern hat zu
grossen Teilen die klassische Funktion zweiter Kammern übernommen – mit
Ausnahme der Bestimmung von Amtsträgerinnen und Amtsträgern. Seit ihrer
Gründung 1993 war die KdK nicht nur an vielen, sondern auch an nahezu allen
wichtigen Bundesdossiers und zentralen Reformprojekten beteiligt. Beispiele
sind die Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung (NFA),
die an der Urne abgelehnte Unternehmenssteuerreform III, die als Steuerreform
und AHV-Finanzierung (STAF) neu aufgelegt und im Mai 2019 angenommen wurde,
sowie verschiedene Stabilisierungsprogramme und die Legislaturplanung des
Bundes. Die Mitwirkung an den Geschäften auf Bundesebene umfasst immer die
Bündelung und Abstimmung kantonaler Interessen. Dabei schützt das Prinzip der
Stimmengleichheit aller Mitglieder auch die Anliegen kleinerer Kantone.
Nichtzuletzt mit dem erfolgreich initiierten Kantonsreferendum 2004 gegen die
Steuerpolitik des Bundes hat sich die KdK als wichtige Vetospielerin
etabliert. Gleiches gilt für die Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK), deren
Widerstand gegen eine zentralisierende Reform der Bildungsverfassung zur
Stagnation des Reformprozesses führte. Diese Blockade wurde erst dann
überwunden, als der Bund den Reformvorschlag der EDK akzeptierte.

Ihren Einfluss macht die KdK geltend, indem sie Stellungnahmen,
Vernehmlassungsantworten und Medienmitteilungen verfasst, an
parlamentarischen Anhörungen und Arbeitsgruppen des Bundes teilnimmt und
Klärungen einfordert (wie beispielsweise zum Rahmenabkommen mit der EU). Über
die KdK interagieren die Kantone regelmässig und häufig mit dem Bund und
stimmen sich mit diesem (aber auch untereinander) ab – beispielsweise im
Rahmen des Föderalistischen Dialogs.

SCHLUSSBEMERKUNGEN

Die KdK ist also, zumindest mit Blick auf die territoriale Mitbestimmung, so
kann man provokativ zusammenfassen, die bessere zweite Kammer. Allerdings hat
sie den Ständerat keineswegs ub̈erflus̈sig gemacht; schliesslich erful̈lt dieser
auch noch andere Aufgaben zweiter Kammern, die über die föderale Rolle
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hinausgehen (Vatter 2020). Zudem arbeiten die beiden Gremien häufig zusammen,
zum Beispiel wenn die KdK an Anhörungen im Ständerat teilnimmt oder
schriftliche Stellungnahmen zu Händen des Rates abgibt.

Gemeinsam mit den Direktorenkonferenzen schuẗzt die KdK die Autonomie der
Kantone vor Eingriffen des Bundes. Dies bedeutet jedoch auch, dass die
Kantone zwar als Ganzes an Einfluss gewinnen, dies aber zulasten einzelner
Kantone und ihrer spezifischen Anliegen gehen kann. Allerdings sind
Beschlus̈se der KdK rechtlich nicht bindend. Einzelne Kantone können immer
ergan̈zend zu oder abweichend von der offiziellen Position der KdK eigene
Stellungnahmen zu Vernehmlassungen eingeben – was die meisten von ihnen auch
tun.

Die Machtful̈le der KdK, die sich zu einer zentralen Partnerin insbesondere
des Bundesrats, aber auch von National- und Stan̈derat entwickelt hat, steht
im Widerspruch zu ihrem Status als informelles Gremium ohne konstitutionelle
oder gesetzliche Verankerung. Anders als der Stan̈derat ist die KdK formell
gesehen nicht mehr als ein (privatrechtlicher) Verein. Sie unterliegt darub̈er
hinaus keiner direkten parlamentarischen Kontrolle (Pfisterer  2015) und
keinem Of̈fentlichkeitsgesetz.[2] Dass ein informelles Gremium eine derartige
Machtful̈le hat, ist aus demokratietheoretischer Sicht durchaus problematisch.
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[1] Die KdK wurde 1993 explizit mit dem Ziel der Einflussnahme auf der
Bundesebene gegründet, als die Kantone fanden, sie hätten zu wenig Einfluss
auf Bundesentscheidungen zu Europafragen.

[2] Grundsätze für mehr Öffentlichkeit wurden allerdings 2018 verabschiedet.
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